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Die Überprüfung von Formularverträgen – 
eine  Aufgabe des Betriebsrates 

 
 

 
 

1. Die Kontrolle von Formulararbeitsverträgen gehört zu den gesetzli-
chen Aufgaben des Betriebsrates aus § 80 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG. 

2. Die Hinzuziehung eines Sachverständigen gemäß § 80 Abs. 3 
BetrVG zur Klärung dieser Fragen kann erforderlich sein. 
 
(BAG vom 16.11.2005, 7 ABR 12/05, Leitsätze vom Verfasser) 
 

In fast allen Unternehmen werden vom Arbeitgeber vorgefertigte Ar-

beitsverträge abgeschlossen (Formulararbeitsverträge). Seit dem 

01.01.2002 werden solche Arbeitsverträge nach den §§ 305 bis 310 

BGB (Recht der allgemeinen Geschäftsbedingungen, AGB) kontrolliert. 

Die zumeist positive Konsequenz dieser Inhaltskontrolle für die AN zeigt 

sich nach und nach.  

Mit Beschluss vom 16.11.2005 (7 ABR 12/05) hat das Bundesarbeitsge-

richt (BAG) nunmehr festgestellt, dass es nach § 80 Abs. 1 Nr. 1 
BetrVG zu den gesetzlichen Aufgaben des Betriebsrates gehört, 

diese vom eigenen Arbeitgeber benutzten Formulararbeitsverträge im 

Hinblick auf ihre Vereinbarkeit mit dem Recht der AGB zu überprüfen. 

Nach § 80 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG hat der Betriebsrat die Einhaltung und 

Durchführung aller zugunsten der AN geltenden Vorschriften zu über-

wachen. Es handelt sich bei den Regeln über AGB, die auf derartige 

Formularverträge Anwendung finden, um solche Vorschriften zugunsten 
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der AN gemäß § 80 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG. 

Hierbei ist der Betriebsrat zwar auf eine Rechtskontrolle beschränkt, sollten also die 

Formulararbeitsverträge des Arbeitgebers gegen die AGB verstoßen, kann der BR 

keinen eigenen Unterlassungsanspruch geltend machen. Er kann aber die Nichtbe-

achtung der gesetzlichen Vorschriften beim Arbeitgeber beanstanden und auf Abhilfe 

drängen. Natürlich kann er darüber hinaus auch die betroffenen AN über rechtswidri-

ge Passagen der Arbeitsverträge unterrichten. 

Allerdings ist die Überprüfung der Formulararbeitsverträge im Hinblick auf ihre Ver-

einbarkeit mit den AGB schwierig, für Nichtjuristen fast unmöglich. Deshalb sieht das 

BAG die Hinzuziehung von Sachverständigen gemäß § 80 Abs. 3 BetrVG unter 

Umständen als erforderlich an, sofern der BR zuvor alle innerbetrieblichen Informati-

onsquellen angezapft hat und danach noch Fragen offen bleiben. 

Das BAG hatte darüber hinaus die Frage zu klären, welche Auswirkungen ein fehler-

hafter Beschluss des Betriebsrates zur Einleitung eines Beschlussverfahrens hat. 

Bislang wurden Anträge eines Betriebsrates zurückgewiesen, wenn die Beschluss-

fassung  fehlerhaft war.  Nunmehr sind die Arbeitsgerichte verpflichtet, den Betriebs-

rat auf diesen Mangel hinzuweisen und ihm die Gelegenheit zur Berichtigung und 
zur Nachholung des Beschlusses zu geben. Die bereits durchgeführten Maßnah-

men, wie die Beauftragung von Anwälten oder Sekretären und die Einleitung des Be-

schlussverfahrens können dann nachträglich durch den Betriebsrat genehmigt 
werden. Diesen Hinweis hat das Arbeitsgericht zu erteilen, bevor es einen Antrag 

des Betriebsrates z.B. auf Hinzuziehung eines Sachverständigen wegen Fehlen ei-

nes ordnungsgemäßen Beschlusses zurückweist. 

Es sollte zwar nach wie vor großer Wert auf die Formulierung des Beschlusses und 

sein ordnungsgemäßes Zustandekommen – rechtzeitige Einladung, Tagesordnung, 

Beschlussfassung – gelegt  werden, unwirksame Beschlüsse können nun aber nach-

träglich geheilt werden. 

 

 


